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Pressemitteilung vom 26.06.2024 
 
 
Verschärfung des Ausweisungsrechts ist Ausdruck von autoritärem Staatsumbau 
 

„Wenn es um autoritär regierte Staaten wie die Türkei oder Russland geht, empören 
sich Politiker*innen hierzulande zu Recht darüber, dass Menschen dort wegen eines 
‚Likes‘ in den sozialen Medien verfolgt werden oder gar im Gefängnis landen können. 
Allerdings bewegt sich die Bundesrepublik längst selbst in diese Richtung. 
Präventivhaft für Klimaaktivist*innen, wochenlange Demonstrationsverbote, Hetze 
gegen Studierende und Lehrende, die sich für das Recht auf friedlichen Protest an 
Universitäten aussprechen, beispiellose Verschärfungen des Asyl- und 
Aufenthaltsrechts – all das sind Anzeichen eines autoritären Staatsumbaus, der 
dringend gestoppt werden muss. Dass Innenministerin Faeser nun offenbar plant, 
Menschen wegen eines Postings in den sozialen Medien auszuweisen, ist nur der 
vorläufige Höhepunkt dieser besorgniserregenden Entwicklung“, erklärt Clara Bünger, 
flucht- und rechtspolitische Sprecherin der Linken im Bundestag, zu Berichten über 
geplante Verschärfungen des Ausweisungsrechts. Bünger weiter: 

„Ausweisungen lösen keine gesellschaftlichen Probleme. Das Ausweisungsrecht 
wurde in den letzten Jahren bereits etliche Male verschärft. Hat das dazu geführt, 
dass Straftaten verhindert wurden? Dafür gibt es keinerlei Belege. Wenn Menschen 
Straftaten begehen, ist es Aufgabe der Strafjustiz, diese aufzuklären und die 
Täter*innen zur Verantwortung zu ziehen. Das sollte für alle gelten, unabhängig von 
der Staatsbürgerschaft.“   
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